
Aktenzeichen: 5 AZR 365/82

Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 25. Januar 1984 
- 5 AZR 365/82 -

I . Arbeitsgericht Urteile vom 27. August 1981
Bremen - 6 Fa 6083/81, 6 Ca 6086/81 

und 6 Ca 6088/81 - sowie vom 
26. Mai 1981 - 4 b Ca 4053/81 - 
und vom 12. August 1981 - 7 Ca 
7102/81 bis 7 Ca 7106/81 -

II, Landesarbeitsqerieht Urteil vom 10. Juni 1982
Bremen - 3 Sa 253/81 - (2 Sa 82 - 85/82, 

4 Sa 367 - 371/81)

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Nein

C  n t s c h e i d u n q  s s t 1 c h iai o  r t :
Gleichbehandlung Arbeiter/Angestellte bei Gratifikation 

Gesetz: BGB § 262 G 1 e i chhetiandl ung, § 611 Gratifikation

Leitsätze:

K e i n e  
(Parallelsache zu 5 AZR 44/82)
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5 A ZB 365/8?
3 Sa 253/81 Bremen
Verkündet am
25. Januar  IQPii

Haust,
Im Namen des Volkes!

RepierunpshauntSekretärin 
als' Or kund sbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. Januar 19RU durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Thomas, die Richter Dr. Heither und Schneider sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Krems und Schumacher für Recht 
erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 10. Juni 
1982 - 9 Sa 252/81 - (2 Sa 82 - 85/82, M Sa 
367 - 371/81) aufgehoben.

2.a) Die Berufungen der Kläger zu 1) - *11 gegen die
Urteile des Arbeitsgerichts Bremen vom 27. August 
1981 - 6 Ca 6083/81, 6 Ca 6086/81 und 6 Ca 
6088/81 - werden zurückgewiesen.
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b) Auf die Berufungen der Beklagten werden die 
Urteile des Arbeitsgerichts Bremen vom 26. Mai 
1981 - I) b Ca U063/81 - und vom 12. August 1981 
- 7 Ca 7102/81 bis 7 Ca 7106/B1 - abgeändert:

Die Klagen werden abgewiesen.
3. Die Kläger haben die Kosten des Rechtsstreits 

zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet 
ist, an die Kläger als gewerbliche Arbeitnehmer ein auf der 
gleichen Grundlage berechnetes Weihnachtsgeld für das Jahr 1080 
zu zahlen wie ihren Angestellten.

Die Beklagte, die im Bundesgebiet 16 Werke der Papierverar­
beitung betreibt, beschäftigt im B Faltschachtelwerk etwa
167 gewerbliche Arbeitnehmer und etwa 60 Angestellte. Die Kläger 
sind zehn in diesem Betrieb langjährig beschäftigte gewerbliche 
Arbeitnehmer. Die Parteien sind tarifgebunden.

Nach den für das B Faltschachtelwerk geltenden Tarif­
vorschriften erhalten die gewerblichen Arbeitnehmer und die An­
gestellten einheitlich eine tarifliche Jahressonderleistung in 
Höhe eines monatlichen Tarifentgelts (tariflicher Stundenlohn x 
173 Stunden) bzw. ein TarifRehalt.

Die Beklagte zahlte den Angestellten im November 1080 als 
Jahressonderleistung einen über den tariflichen Anspruch hinaus­
reichenden Betrag in Höhe eines effektiven Pruttomonatsgehaits
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als freiwillige, jederzeit widerrufliche Leistung. Die gewerbli­
chen Arbeitnehmer erhielten die tarifliche Jahresleistung oder, 
soweit der effektive Grundlohn für 130 Arbeitsstunden nach dem 
Stand vom 1. November loRO darüber lag, diesen höheren Retrag 
als Jahressonderleistung ausgezahlt. Die gewerblichen Arbeitneh­
mer der Beklagten erhielten also in der Regel U3 Effektivstun- 
denverdienste weniger als die Angestellten.

Die Beklagte erläuterte auf Anfrage des Betriebsrates jiie 
unterschiedliche Berechnungsweise in zwei Bekanntmachungen’rvom 
!l,. November I960.

Der Gesamtbetriebsrat der Unternehmensgruppe E
, E , beschloß daraufhin am 71, Novembers- 1Q80, 

den ..Betriebsräten der einzelnen Betriebe zu empfehlen, zusammen 
mit/dem Gesamtbetriebsrat eine Klageaktion der gewerblichen Ar­
beitnehmer auf Gleichbehandlung mit den Angestellten zu unter­
stützen. Auf einer Betriebsräteversammlung vom 9. Dezember 1980 
erläuterte der Vorstand der Unternehmensgruppe, daß im Jahr 1980 
die zum Konzern gehörige L Gmbft :und das
Werk J in den Pensionsplan der E übernommen worden seien,
da c|.ort zuvor keinerlei betriebliche Alters Versorgung bestanden 
ha.b$r?. Darüber hinaus seien die bisher fehlenden Rückstellungen 
fün die Unterstützungskasse des Werkes M und für den zur
Unternehmensgruppe gehörigen 0 -Verlag gebildet worden.
Durch diese Maßnahme sei in 1980 bereits ein freiwilliger 80- 
Zijaj.aufwand von etwa R Mio. DM entstanden. Gleiche Berechnuhgs- 
grundlagen für die übertari fii chen Jahressonderleistungen bei
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Arbeitern und Angestellten könnten deshalb erst ab 1981 einge­
führt werden, da die vorgenannten Entscheidungen bereits vor Be- 
kgnntweröen des Urteils des Bundesarbeitsgerichts vom 5. März 
1980 getroffen worden seien. Daraufhin nahm der Gesamtbetriebsrat 
in einer anschließenden Sitzung seinen Beschluß vom 27. November 
1980 zurück. Seit dem Jahr 1981 wird auch den gewerblichen Ar­
beitnehmern eine Jahressonderleistung in Höhe des effektiven Mo­
natsbruttolohns ausgezahlt.

f
Die Kläger, von denen die Kläger zu 1) bis 4), 5) bis 9) und 

zu 10) ihre der Höhe nach unstreitigen Ansprüche auf Nachzahlung 
in der ersten Instanz in getrennten Rechtsstreitigkeiten ver­
folgten, haben sich auf den Standpunkt gestellt, ihnen stehe aus 
dem arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz ein Anspruch 
auf Gleichstellung mit den Angestellten bezüglich der Jahresson­
derleistung zu. Sie haben vorgetragen, die Jahressonderleistung 
sei eine Weihnachtsgratifikation, die Beklagte dürfe daher ohne 
sachlichen Grund bei deren Berechnung nicht zwischen Arbeitern 
und Angestellten differenzieren. Ein sachlicher Grund sei aber 
nicht gegeben. Insbesondere könne die Beklagte eine unterschied­
liche Behandlung nicht darauf stützen, daß sie den Angestellten 
wegen der Lage auf dem Arbeitsmarkt ein volles Bruttomonatsgehalt 
als Sonderzahlung leisten müsse. Ebensowenig gebe die mit der 
Sonderzahlung verbundene Rückzahlungsklausel einen sachlichen 
Grund für die unterschiedliche Behandlung von Arbeitern und An­
gestellten her, wenn auch die Angestellten dadurch länger an den 
Betrieb gebunden würden. Die Beklagte beschäftige nämlich sowohl 
Arbeiter als auch Angestellte unterschiedlicher Qualifikation;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 -

wenn aber ein Differenzierungsgrund nicht auf alle, sondern nur 
•auf einen Teil der Angestellten zutreffe, sei der Ausschluß der 
^gewerblichen Arbeitnehmer von der günstigeren Regelung nicht ge­
rechtfertigt .

Die Kläger haben beantragt,
die! Beklagte zu verurteilen »
an den Kläger zu 1) DM 598,7»» brutto zu zahlen
an den Kläger zu 2) DM 732,65 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 3) DM 791,66 brutto zu zahlen
an die Klägerin zu M) DM 77,38 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 5) DM 175,99 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 6> DM 29»»,26 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 7) DM 732,65 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 8) DM 791,66 brutto zu zahlen
an den Kläger zu 9) DM 231,98 brutto zu zah1en
an den Kläger zu 10) DM 791,66 brutto zu zahlen

Die Beklagte hat jeweils beantragt, die Klagen abzuweisen. 
Sie hat den Standpunkt vertreten, die Kläger könnten als Mit­
glieder einer Mehrheitsgruppe nicht unter Berufung auf den ar­
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz verlangen, mit der 
Minderheitsgruppe der Angestellten gleichgestellt zu werden.

Darüber hinaus meint die Beklagte, die von ihr gehandhabte
• 11 ‘" ■

unterschiedliche Berechnung der Jahressonderleistung zwischen 
Arbeitern und Angestellten sei sachlich gerechtfertigt. Mit 
Rücksicht auf die Arbeitsmarktlage sei sie gehalten, ein volles 
Bruttogehalt als Sonderleistung zu zahlen, wenn sie qualifizierte 
Angestellte anwerben und an sich binden wolle, da dies in der 
Wirtschaft für den Bereich der Angestellten allgemein üblich sei. 
Weiter seien die Einarbeitungskosten neuer Angestellter erheblich 
höher als die für die Einarbeitung gewerblicher Arbeitnehmer.
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Gewerbliche Arbeitnehmer seien überwiegend ungelernte Kräfte, 
deren Einarbeitungszeit etwa zwei bis vier Wochen betrage» diese 
Zeit betrage bei den Angestellten drei bis sechs Monate. Deshalb 
sei bei den Angestellten eine bei den gewerblichen Arbeitnehmern 
nicht festgelegte Rückzahlungsverpflichtung hinsichtlich des 
übertariflichen Teils der Sonderleistung vereinbart worden. Fer­
ner sei es nicht unbillig, den Angestellten ein Effektivmonats­
gehalt zu zahlen, weil sie nicht wie die Mehrzahl ihrer gewerb­
lichen Arbeitnehmer durch ein Prämiensystem erfaßt werden.

Entscheidend sei schließlich auch, daß sie bis zum Bekannt­
werden des Urteils des Bundesarbeitsgerichts vom 5. März 1980 
- 5 AZR 881/78 - (BAG 33, 57 ff. = AP Nr. Hk zu § 2H2 BGB 
Gleichbehandlung) davon habe ausgehen können, die Unterscheidung 
zwischen Arbeitern und Angestellten allein nach deren Status sei 
zulässig. Im Vertrauen hierauf habe sie im Jahr 1980 erhebliche 
freiwillige Sozialleistungen in anderen Bereichen erbracht. Die 
Gleichstellung der gewerblichen Arbeitnehmer mit den Angestellten 
erfordere in der Unternehmensgruppe einen weiteren ungeplanten 
Aufwand von 700.000,—  DM. Mit Rücksicht hierauf habe der Ge­
samtbetriebsrat durch sein Verhalten, zu erkennen gegeben, daß die 
Unterscheidung zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und Ange­
stellten für das Jahr 1980 als sachlich gerechtfertigt angesehen 
werde.

Das Arbeitsgericht hat durch Urteil vom 27. August 1981 die 
Klagen der Kläger zu 1) bis 3) sowie der Klägerin zu H) abgewie- 
sen. Durch Urteil vom 26. Mai 1981 wurde die Beklagte in dem
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Verfahren mit dem Kläger zu 10) und durch Urteil vom 12. August 
1.981 in dem Verfahren mit den Klägern zu 5) bis 9) antragsgemäß 
zur Zahlung verurteilt. Das Berufungsgericht hat in einem ein­
heitlichen Verfahren den Berufungen der Kläger zu 1) bis 3) und 
der Klägerin zu M) stattgegeben und im übrigen die Berufungen der 
Beklagten zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf 
Klageabweisung font. Die Kläger beantragen, die Revision zurück­
zuweisen .

E n t s c h e i d u n g s g r U n d e :

Die Revision ist begründet. Die Kläger können für das Jahr 
1980 keine Jahressonderzuwendung in Höhe der den Angestellten 
gewährten Leistung verlangen. Der Beklagten stand eine Uber­
gangsfrist zu, um, wie geschehen, die Gleichbehandlung der Ar­
beiter und Angestellten herbeizuführen.

1.1. Die Kläger können ihren Anspruch nur darauf stützen, daß die 
Beklagte gegen den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz 
verstoßen hat, wenn sie den Angestellten eine höhere Jahresson- 
derzuwendung als den Arbeitern gewährte. Hierzu hat der Senat 
erstmals in der Entscheidung vom 5. März 1980 (BAG 33, 57 = AP 
Nr. UM zu § 2M2 BGB Gleichbehandlung) ausgesprochen, daß eine 
unterschiedliche Bemessung einer Weihnachtsgratifikation, die 
allein .darauf abstellt, ob es sich um Angestellte oder Arbeiter 
handelt, mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu vereinbaren 
ist. Eine unterschiedliche Bemessung von freiwilligen Leistungen
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müsse am Zweck der Leistung gemessen werden. An dieser Auffas­
sung, der im Schrifttum überwiegend zugestimmt worden ist, hält 
der Senat fest (vgl. Mayer-Maly, Anm. zu AP Nr. MM zu § 2M2 
BGB Gleichbehandlung; Hersche!, AR-Blattei, D, Gratifikationen, 
Entscheidungen, Anm. zu Entscheidung N r .  80; Reuter, SAE 1981,
1, M; Falkenberg, Anm. zu EzA N r .  21 zu § 2M2 BGB Gleichbehand­
lung; Lipke, DB 1983, 111, 115; Farthmann, Festschrift für Hilger 
und Stumpf, S. 177 ff.).

2. Die von einigen Landesarbeitsgerichten (vgl. Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 11. November 1981 - 22 Sa 
M21/81 - EzA Nr. 27 zu § 2M2 BGB Gleichbehandlung) und von 
Zöllner (Arbeitsrecht, 3. Aufl., § 17 IV 2, S. 182) erhobenen 
Bedenken veranlassen den Senat nicht, für die Weihnachtsgratifi­
kation mit den zuvor erörterten Zwecken eine Gruppenbildung für 
sachgerecht anzusehen, die nur darauf abstellt, ob es sich um 
Angestellte oder Arbeiter handelt.

*n
a) Die genannten Kritiker halten eine solche Gruppenbildung für 
sachgerecht, weil auch der Gesetzgeber in so bedeutsamen Fragen 
wie den Kündigungsfristen und der Entgeltzahlung im Krankheits- ** 
fall unterschiedliche, die Angestellten besserstellende Regelun- 
gen getroffen habe. Deshalb sei nicht zu beanstanden, wenn die 
Rechtsunterworfenen diese Unterscheidungsmerkmale ebenfalls ver­
wendeten. Das gelte umso mehr, als es sich um freiwillige Lei­
stungen des Arbeitgebers handele.

b) Diese Auffassung geht von einer nicht gesicherten Grundlage
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Abs. 1 Satz 1 BGB als Norm, diieiallse Arbeitnehmer erfasse, ver­
fassungskonform fauch .im Fa Ile ädetlpPf lege erkrankten Kinderr»aus­
schließlich anzuwenden (BAG 32̂ ;iB2 5 AP»#p.» ^9
Eine weitere Gleichbehandliing hat »der. Senat 1 auf der Grundlage der 
Für Arbeiter in 5 1 Abs. 1 ASafezt2 Halbsatz;2il*ohnPGiigetreffenen 
gesetzlichen Regelung zu der Frage für geboten angesehen, ob ein 
Fortsetzungszusammenhang zwischen zwei Krankheiten vorliegt. Die 
genannte gesetzliche ‘Wertung nötige^rumieine saoh^ich nicht ge­
rechtfertigte bngleichbehandlung zu vermeiden, zu einer;entspre­
chenden verfassungskonformen Auslegung des § 616 Abs. 1 Satz 1 f
BGB, des § 63 Abs. i .Satz I HS1 und des |i !3I e* Satz 1 GewO (BAG 
Urteil vom 2^. September 1982 4 5 AZR?13Q/80.AP■Nr. 50 zu § 1 
LohnFG, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung»vorgesehen).

c) Schließlich kann nicht außer Betracht bleiben, daß das Ar­
beitsrecht gerade aus neuerer Zeit eine Vielzahl von Gesetzen 
kennt, die ohne die begriffliche Unterscheidung von Arbeitern und 
Angestellten auskommen. Beispielhaft wären zu nennen das Kündi­
gungsschutzgesetz, das Bundesurlaubsgesetz, das Arbeitnehmer- 
Überlassungsgesetz und das Gesetz zur Verbesserung der betrieb­
lichen Altersversorgung. Das Arbeitsgerichtsgesetz in der, Fassung 
vom 2. Juli 1979 spricht zwar in § 5ä die Arbeitnehmergruppen der 
.•Angestellten und Arbeiter an..,, die yerfahrensrechtljchen Bestim­
mungen enthalten aber keine differenzierte Behandlung je pach 
.Gruppenzugehörigkeit. ten

’d) Nach alledem kann bei freiwilligen Leistungen des Arbeitge­
bers eine Ungleichbehandlung zwischen der Gruppe per Angestellten
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und der der Arbeiter nicht von vornherein allein deshalb als 
sachgerecht angesehen werden, weil die Gruppenzugehörigkeit als 
solche eine Differenzierung rechtfertige. Vielmehr ist jeweils zu 
prüfen, ob der mit der Leistung verfolgte Zweck die unterschied­
liche Behandlung sachlich rechtfertigt.

3. Der vorgenannte Grundsatz gilt auch dann, wenn, wie im vor­
liegenden Fall, die begünstigte Gruppe der Angestellten kleiner 
ist als die Gruppe der Arbeiter.

a) Für derartige Verhältnisse wird die Ansicht vertreten, daß 
der Grundsatz der Gleichbehandlung nicht gelte. Hierzu wird auf 
die Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 3* April 1957
- 4 AZR 644/54 - AP Nr. 4 zu § 242 BGB Gleichbehandlung und vom 
12. Juli 1957 - 2 AZR 129/56 - AP Nr. 5 zu § 242 BGB Gleichbe­
handlung verwiesen. In diesen Urteilen sei zum Ausdruck gebracht, 
von einer Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes könne nur 
dann gesprochen werden, wenn entgegen einer im Betrieb üblichen 
allgemeinen Regelung ein einzelner Arbeitnehmer oder einzelne 
Arbeitnehmer schlechter behandelt würden als die überwiegende 
Mehrzahl der Arbeitnehmer und dies auf unsachlichen Gründen be­
ruhe. Daraus wird hergeleitet, daß der Grundsatz der Gleichbe­
handlung nur dann verletzt sein könne, wenn einzelne Arbeitnehmer 
gegenüber der Mehrzahl ihrer Kollegen oder eine Minderheitsgruppe 
gegenüber einer größeren Gruppe benachteiligt würden.

b) Diese Ansicht wird dem Grundgedanken des Gleichheitsgebots 
nicht gerecht. Sie kann sich auch nicht auf die vorerwähnten
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Entscheidungen stützen. Richtig ist allerdings folgendes: Wenn 
der Arbeitgeber, was ihm die Vertragsfreiheit gewährleistet, 
einzelne Arbeitnehmer besserstellt, so können daraus andere Ar­
beitnehmer keinen Anspruch auf Gleichbehandlung herleiten. Anders 
liegen die Dinge jedoch, wenn der Arbeitgeber die Leistungen nach 
einem erkennbaren und generalisierenden Prinzip gewährt, d. h. 
wenn er bestimmte Voraussetzungen oder einen bestimmten Zweck 
festlegt. Dann muß er sich daran festhalten lassen und die Lei­
stungen allen Arbeitnehmern gewähren, bei denen die von ihm ge­
setzten Kriterien zutreffen. Geschieht dies nicht, so steht den 
übergangenen Arbeitnehmern wegen willkürlicher Benachteiligung 
ein Anspruch aus dem Grundsatz der Gleichbehandlung zu. Dabei 
spielt es dann keine Rolle, ob die Zahl der Arbeitnehmer, die der 
Arbeitgeber als begünstigt ansah, kleiner ist als die Zahl der­
jenigen, die die Kriterien ebenfalls erfüllen, aber übergangen 
worden sind (vgl. dazu auch Mayer-Maly, Das Recht der Arbeit 
1980, 261, 267).

Der Senat verkennt nicht, daß dann, wenn die Mehrzahl der 
Arbeitnehmer aus Gründen der Gleichbehandlung anspruchsberechtigt 
ist, sich eine erhebliche finanzielle Belastung für den Arbeit­
geber ergeben kann. Hierzu kann es jedoch nur kommen, wenn der 
Arbeitgeber die von ihm vorgegebene Regelung willkürlich nicht 
auf alle von ihr erfaßten Arbeitnehmer anwendet oder wenn die 
Regelung sachwidrige Differenzierungsmerkmale enthält. Beide Si­
tuationen kann der Arbeitgeber, der die Regeln aufstellt und an­
wendet, durch sein eigenes Verhalten jedoch vermeiden. Dabei kann 
sich allerdings ergeben, daß er Unterscheidungsmerkmale für zu-
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lässig angesehen hat, die, wie hier die Zugehörigkeit zu der 
Gruppe der Arbeiter einerseits und der Angestellten andererseits, 
Jedenfalls seit der Erkenntnis des Senats vom 5. März 1980, 
nicht mehr als sachgerecht anerkannt werden können. Daraus fol­
genden Belastungen, mit denen der Arbeitgeber nicht zu rechnen 
brauchte und auf die er sich nicht einrichten konnte, kann jedoch 
durch eine der Sachlage angepaßte Ubergangsregelung Rechnung ge­
tragen werden.

II. Im vorliegenden Fall kann die Frage dahingestellt bleiben, 
ob das Landesarbeitsgericht zu Recht angenommen hat, die von der 
Beklagten vorgetragenen Gründe reichten nicht aus, um die Zahlung 
einer höheren Sonderzuwendung an die Angestellten sachlich ge­
rechtfertigt erscheinen zu lassen. Der Beklagten, die bis zum 
Bekanntwerden der Entscheidung des Senats vom 5. März 1980 die 
Differenzierung nach Angestellten und Arbeitern nicht für sach- 
wldrig zu halten brauchte, ist unter den im vorliegenden Fall 
gegebenen Umständen eine Ubergangsfrist zuzugestehen, um die 
Gleichbehandlung zu verwirklichen. Das gilt jedenfalls deshalb, 
weil die bisher übergangene Gruppe die Mehrheit der Arbeitnehmer 
darstellt und die Beklagte deshalb eine unverhältnismäßige Be­
lastung treffen würde. Solche Verhältnisse lagen bei der Ent­
scheidung des Senats vom 5. März 1980 nicht vor; darum waren in 
jenem Fall nicht derartige Überlegungen geboten.

aus:
Im einzelnen geht der Senat hierzu von folgenden Erwägungen
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1. Bis zu der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
16. November 1982 konnten und mußten - trotz insoweit bereits 
vorher geäußerter Bedenken - die Rechtsunterworfenen davon aus­
gehen, daß eine allein an den Status anknüpfende unterschiedliche 
Regelung für Angestellte und Arbeiter nicht dem Gleichheits- 
grundsatz widerspreche. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die vom 
Bundesverfassungsgericht in dem vorgenannten Beschluß für ver­
fassungswidrig erklärte gesetzliche Regelung noch aus dem Jahre 
1969 stammt. Zwar hat der erkennende Senat im Bereich der Lohn­
fortzahlung bei unverschuldeter Arbeitsverhinderung schon in der 
Entscheidung vom 20. Juni 1979 (BAG 32, 32 * AP Nr. U9 zu $ 616 
BGB) ausgesprochen, über eine verfassungskonforme Auslegung des
§ 616 Abs. 1 Satz 1 BGB müsse erreicht werden, daß alle Ar­
beitnehmergruppen gleichbehandelt werden, wenn es um Ansprüche im 
Zusammenhang mit der Pflege erkrankter naher Angehöriger gehe. 
Gleichwohl blieb danach und ist auch heute noch offen, ob und 
unter welchen näheren Voraussetzungen der Status der Arbeitnehmer 
ein sachgerechtes Unterscheidungskriterium darstellen kann.

j

2. Die Beklagte konnte allerdings nach dem Bekanntwerden des 
Urteils vom 5. März 1980 im August/September 1980 nicht mehr 
davon ausgehen, daß sie künftig, also grundsätzlich ab Weihnach­
ten 1980, eine Differenzierung als sachgerecht allein auf den
Status der Arbeitnehmer stützen konnte. Ihr kommt jedoch für das 
Jahr 1980 folgendes zugute: Nach der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts kann dem Gesetzgeber eine angemessene Über­
gangszeit gewährt werden, wenn er eine zunächst vorhandene Un- 
.gleichbehandlung schrittweise abbauen will (BVerfGE 39, 1^8, 153»
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Beschluß vom 16. November 1982 - 1 BvL 16/75, 36/79 - NJW 1983» 
617, 620). Weiter hat das Bundesverfassungsgericht erwogen, wenn 
auch offengelassen, ob wegen auf die Wirtschaft zukommender La­
sten es im Lichte des Art. 3 Abs. 1 GG gerechtfertigt werden 
könne, die Rechtsstellung der Arbeiter an die der Angestellten 
stufenweise anzugleichen (vgl. zuletzt genannter Beschluß, aaO).

•

Wenn aber dem Gesetzgeber danach zugebilligt wird, eine Un- 
gleichbehandlung schrittweise abzubauen, muß dies auch der Be­
klagten aufgrund der gegebenen Umstände zugestanden werden. Dabei 
wird auch dem Gedanken des Vertrauensschutzes in eine bestehende 
Rechtslage Rechnung getragen.

3. Die Beklagte hätte, wenn sie, wie erforderlich, in der Un­
ternehmensgruppe die erheblich überwiegende Zahl der gewerblichen 
Arbeitnehmer hinsichtlich der Zuwendung mit den Angestellten 
gleichgestellt hätte, zusätzlich 700.000,—  DM aufwenden müssen. 
Andererseits hatte die Muttergesellschaft beschlossen, für die 
Arbeitnehmer eines zum Konzern gehörigen Unternehmens und ein 
weiteres Werk die betriebliche Altersversorgung einzuführen und 
bei zwei Unternehmen den Unterstützungskassen Mittel zuzuwenden. 
Hieraus ergab sich ein Sozialaufwand von drei Millionen DM. Des­
halb stand die Beklagte im Jahre 1980 vor einer nicht voraus­
planbaren zusätzlichen erheblichen Belastung für Sozialaufwen­
dungen. Sie hat jedoch schon aufgrund einer dem Gesamtbetriebsrat 
am 9. Dezember 1980 für 1981 gegebenen Zusage die Arbeiter und 
Angestellten bei der Jahressonderleistung für das Jahr 1981 
gleichbehandelt.
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Unter diesen Umständen ist es wegen der wirtschaftlichen 
Belastung, des Vertrauensschutzes und der nach Wegfall dieser 
Hindernisse vollzogenen Gleichstellung hinnehmbar, wenn die Lei­
stungen für das Jahr 1980 noch in unterschiedlicher Höhe gewährt 
wurden.

Dr. Thomas Dr. Heither Schneider
Dr. Krems Schumacher
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